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Allgemeine Vertragsbedingungen der TA Triumph-Adler Gruppe fir
Managed Service-Lésungen (Managed Service-AVB) (Stand 06/2022)

Diese Allgemeinen Geschaftsbedingungen (Managed Service-AVB) gelten fir
die im Vertrag Uber Managed Service (Vertragsbedingungen Managed Ser-
vice-Vertrag TA Triumph-Adler Gruppe (Managed Service-AVB)) spezifizierten
Leistungen, bestehend aus Dienstleistungen und ggf. Software sowie Hard-
ware (nachfolgend Managed Service-Losung) und alle damit zusammen-
héngenden vertraglichen und vorvertraglichen Beziehungen, die die TA
Triumph-Adler Deutschland GmbH (nachfolgend ,TA“) mit anderen Un-
ternehmen, juristischen Personen des offentlichen Rechts oder offentlich-
rechtlichen Sondervermégen (nachfolgend ,Auftraggeber*) abschlief3t.

Diese Managed Service-AVB gelten auch fur Einzelbeauftragungen, die nach
Abschluss des Managed Service-Vertrags, jedoch im Zusammenhang mit der
Managed Service-Losung, erfolgen. Dies gilt auch dann, wenn in der jeweili-
gen Einzelbeauftragung nicht ausdriicklich auf diese Managed Service-AVB
Bezug genommen wird.

Dem Vertrag (einschlieBlich dieser Managed Service-AVB) entgegenstehende
oder erganzende Bedingungen — insbesondere Allgemeine Geschéftsbedin-
gungen — des Auftraggebers werden nicht Vertragsinhalt, auch wenn TA eine
Leistung durchfiihrt, ohne solchen Bedingungen ausdriicklich zu widerspre-
chen.

Im Falle eines Widerspruchs zwischen dem Managed Service-Vertrag ein-
schlieBlich der Leistungsbeschreibung und den nachrangigen Vertrags-
dokumenten (z. B. Vertragsanlagen, diese Managed Service-AVB) gehen die
Bestimmungen aus dem Managed Service-Vertrag einschlieflich der
Leistungsbeschreibung vor. Sofern die Parteien weitere Einzelbeauftragungen
vereinbaren, gehen die Bestimmungen aus den Einzelbeauftragungen den
Regelungen aus den ubrigen Vertragsdokumenten vor. Gesonderte Lizenz-
und Servicebedingungen von TA und den Servicedienstleistern gehen den
Allgemeinen Vertragsbedingungen aus den (brigen Vereinbarungen vor.

Die Beschaffenheit der Managed Service-Lésung ist abschlieRend im Managed
Service-Vertrag geregelt. Eine dartber hinausgehende Beschaffenheits-
vereinbarung bedarf der ausdriicklichen schriftlichen Bestatigung. Eine
bestimmte Beschaffenheit kann nicht aus Werbematerialien oder &ffentlichen
AuRerungen abgeleitet werden, wenn deren konkreter Inhalt von TA nicht
ausdriicklich schriftlich bestétigt wurde. Die Ubernahme einer Garantie ist nur
dann wirksam vereinbart, wenn TA diese ausdrticklich und schriftlich bestétigt.
Die Leistungserbringung durch TA erfolgt vereinbarungsgeman vor Ort beim
Auftraggeber oder durch Fernzugriff (Remote). Die Bereitstellung von Soft-
ware durch TA erfolgt entweder durch Versand der Software auf einem
gangigen Datentrager oder durch die Bereitstellung der Software zum Down-
load. Im Falle des Hardware- bzw. Softwareerwerbs ist fiir die Bestimmung
des Gefahriibergangs und der Einhaltung des Liefertermins der Zeitpunkt re-
levant, in dem die Ware der zur Ausfuhrung der Versendung bestimmten
Person Ubergeben wird, und im Fall des Downloads von Software der Zeit-
punkt, in dem die Software heruntergeladen werden kann und der Auftrag-
geber hiertiber informiert wurde.

Eine Implementierung oder Integration der Hardware bzw. Software ist nur ge-
schuldet, sofern sie ausdrucklich vertraglich vereinbart sind.

TA bindet Software, Hardware und Services von Drittanbietern (,Service-
dienstleister”) in das eigene Angebot ein. Der Auftraggeber ist damit
einverstanden, dass solche Servicedienstleister fur TA als Unterauftragneh-
mer tatig sind. Die Leistungen von TA sind in diesen Fallen begrenzt auf den
Umfang der Lizenzen und Service Level, die die Servicedienstleister gegen-
Uber TA einraumen. TA wird dem Auftraggeber auf Anfrage die gesonderten
Lizenz- und Supportbedingungen der Servicedienstleister auszugsweise zur
Verfugung stellen, soweit sie die Inanspruchnahme der Leistungen durch den
Auftraggeber betreffen.

Der Auftraggeber ist verpflichtet, den gesamten Bestand der vom Auftragge-
ber zu betreuenden Lizenzen zur Managed Service-Ldsung unter Pflege und
Support zu halten.

Der Auftraggeber zahlt an TA die vereinbarte Vergutung. Ein Skonto wird nicht
gewahrt. Alle Preise verstehen sich zuzuglich der jeweils geltenden gesetzli-
chen Umsatzsteuer.

Monatlich wiederkehrende Vergitungen werden — soweit nicht abweichend
vereinbart — im Voraus und ohne gesonderte Rechnungsstellung auf Grund-
lage des Vertrags fallig. Hat eine Zahlung erst nach Rechnungsstellung zu
erfolgen, dann sind die Zahlungen zwei Wochen nach Rechnungsdatum fallig.
Mit Falligkeit kann TA ohne gesonderte Mahnung Verzugszinsen in Hohe des
jeweils gultigen gesetzlichen Verzugszinssatzes verlangen.

Soweit nicht anders vereinbart, wird eine monatlich wiederkehrende Vergi-
tung nach vollen Kalendermonaten berechnet. Fallt der Beginn oder das Ende
des Leistungszeitraums fiir die wiederkehrende Vergutung in einen laufenden
Kalendermonat, so wird die Vergutung fiir diesen Abrechnungsmonat pro rata
fallig. Die Zahlung hat innerhalb von zwei Wochen nach Beginn des Leistungs-
zeitraums zu erfolgen.

Ist fir den Abrechnungszeitraum der wiederkehrenden Vergiitung ein Startda-
tum festgelegt und kann der Auftraggeber die Managed Service-Losung
aufgrund nicht abgeschlossener Implementierung nach Startdatum nicht nut-
zen, so werden dem Auftraggeber fir diesen Zeitraum keine anteiligen
Gebthren berechnet, soweit die verzogerte Implementierung allein auf ein
Verschulden von TA zurlickzufuhren ist. Ein dartber hinausgehender Scha-
densersatzanspruch oder Anspruch auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen
des Auftraggebers besteht nicht.
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Soweit nichts anderes vereinbart wurde, sind Auslagen von TA in der Hohe zu
erstatten, in der sie angefallen sind (z. B. Reisekosten).

TA hat nach eigenem Ermessen das Recht, die Vergiitung fur wiederkehrende
Leistungen sowie vereinbarte Tages- und Stundensatze jeweils mit einer An-
kindigungsfrist von zwei Monaten mit Wirkung fiir das jeweils kommende
Abrechnungsjahr gegeniiber dem Auftraggeber anzupassen. Das erste ,Ab-
rechnungsjahr® beginnt mit dem Beginn der vertraglich vereinbarten
Grundlaufzeit. Dabei sind folgende weitere Vorgaben zu beachten:

3.6.1. Die Anpassung ist auf das angemessene MaR beschrankt, das geeignet
ist, die gestiegenen Kosten von TA zu kompensieren. Die Angemessenheit
wird widerleglich vermutet, soweit die Anpassung 5 % innerhalb eines Zeit-
raums von 12 Monaten nicht Uberschreitet.

3.6.2. Die Ankiindigung hat durch schriftiche Anpassungserklarung gegen-
Uber dem Auftraggeber zu erfolgen.

3.6.3. Wenn der Auftraggeber nicht binnen zwei Wochen ab Zugang der An-
passungserklarung in Schriftform widerspricht, gilt die neue Vergitung mit
Beginn des neuen Abrechnungsjahres als vereinbart. TA steht im Falle eines
Widerspruchs ein Sonderkiindigungsrecht zu, den Vertrag wahlweise insge-
samt oder nur fiir die von der Preisanpassung betroffenen Teile — sofern diese
selbststandig abtrennbar sind — zum Ende des Abrechnungsjahres zu kiindi-
gen. Hierauf weist TA in der Anpassungserklarung hin.

Der Auftraggeber kann nur mit unbestrittenen oder rechtskraftig festgestellten
Forderungen aufrechnen und ein Zurtickbehaltungsrecht nur auf unbestrittene
oder rechtskréftig festgestellte Anspriiche stiitzen.

Der Auftraggeber wird TA durch ein gesondertes SEPA-Lastschriftmandat
(SEPA-Basislastschriftmandat oder SEPA-Firmenlastschriftmandat) erméchti-
gen, wahrend der Vertragslaufzeit die zu entrichtenden Gebuhren und
sonstigen vertraglich geschuldeten Vergutungen bei Félligkeit im SEPA-Last-
schriftverfahren einzuziehen.

TA wird den Auftraggeber spétestens zwei Tage vor dem ersten Einzug tber
den zu zahlenden Betrag und seine Falligkeit vorab informieren (Vorabinfor-
mation). Im Falle einer Anderung des Betrags oder der Falligkeit wahrend der
Vertragslaufzeit wird TA den Auftraggeber spatestens zwei Tage vor dem Ein-
zug hiertiber informieren.

Der Auftraggeber wird TA Anderungen beziiglich Name, Firma, Anschrift oder
Bankverbindung des Auftraggebers unverziglich schriftlich mitteilen.

Hat der Auftraggeber ein SEPA-Basislastschriftmandat erteilt, ist er im Fall
wiederholter und erheblicher Zahlungsstorungen verpflichtet, TA unverziiglich
ein SEPA-Firmenlastschriftmandat zu erteilen.

Soweit TA fir die Erbringung ihrer Leistungen auf IT-Systeme (einschlief3lich
Softwareanwendungen)des Auftraggebers zugreifen und/oder diese bear-
beiten muss, raumt der Auftraggeber TA unentgeltlich und soweit fur die
vereinbarten Leistungen erforderlich das nicht ausschlie3liche, nicht Gibertrag-
bare, zeitlich auf die notwendige Dauer der Leistungserbringung beschrénkte,
inhaltlich auf den notwendigen Umfang und auf den Zweck des Vertrags be-
schrankte Nutzungs- und Bearbeitungsrecht ein.

Soweit zur Leistungserbringung Software Dritter genutzt wird (Embedded Sys-
tems, Betriebssystem, Middleware, Remote Access usw.), gelten fur die
jeweilige Nutzung die rechtlichen Regelungen, die der jeweilige Hersteller oder
Lieferant dieser Software dafiir vorschreibt. Die konkreten Bedingungen sind
im jeweiligen Managed Service-Vertrag als Link zitiert oder als Anhang beige-
fugt. Soweit dies nicht der Fall ist, gelten die Nutzungsbedingungen, die der
Hersteller fir die jeweilige Software vorsieht. Sollten sich diese Bedingungen
wahrend der Laufzeit eines Servicevertrags andern, gelten die jeweils
aktuellen Bedingungen. Der Auftraggeber darf diese Softwarekomponenten
der Managed Service-Losung nur in dem vertraglich vereinbarten Umfang nut-
zen. Zeitlich unbefristete oder exklusive Lizenzen werden nicht erteilt. Der
Auftraggeber darf die Managed Service-Ldsung nur zu dem vertraglich verein-
barten Zweck einsetzen.

TA leistet geman Ziffer 8.2 die Gewahr dafiir, dass der Austibung der aus einer
Lizenz resultierenden Nutzungsrechte keine Rechte Dritter entgegenstehen.
Gleichzeitig verpflichtet sich der Auftraggeber, die Lizenzbestimmungen der
Servicedienstleister zu beachten, soweit diese Vertragsbestandteil geworden
sind.

Soweit TA dem Auftraggeber Software Uiberlassen hat, darf der Auftraggeber
die notwendigen Sicherungskopien zur Software erstellen. Erfolgt die Siche-
rungskopie auf einem portablen Datentrager (z.B. externe Festplatte, DVD
etc.), ist der Datentréger als Sicherungskopie zu kennzeichnen und mit einem
Urheberrechtsvermerk zu versehen, soweit dies nicht technisch unzumutbar
ist. Der Auftraggeber darf Urheberrechtsvermerke von TA oder Dritten weder
veréndern noch entfernen.

Eine Dekompilierung darf nur in den gesetzlich zwingend erforderlichen Fallen
nach § 69e UrhG erfolgen. Werden bei der Dekompilierung Dritte eingeschal-
tet, muss der Auftraggeber vor deren Einsatz TA schriftlich eine Erklarung des
Dritten Ubermitteln, worin dieser sich unmittelbar gegentiber TA zur Einhaltung
der Regelungen aus dieser Ziffer 5.5 verpflichtet.

Erhélt der Auftraggeber Kopien von neuen Versionen einer Software (z. B. im
Rahmen der Pflege), die eine zuvor Uberlassene Softwareversion ersetzen,
besteht das dem Auftraggeber erteilte Nutzungsrecht ausschlieBlich in Bezug
auf die jeweils zuletzt erhaltene Version. Das Nutzungsrecht in Bezug auf die
altere Version erlischt, sobald der Auftraggeber die neue Version zur Nutzung
auf Produktivsystemen implementiert.

Allgemeine Vertragsbedingungen der TA Triumph-Adler Gruppe fiir Managed Service-Ldsungen
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Der Auftraggeber und TA konnen vereinbaren, dass der Auftraggeber tber
einen von den Parteien vereinbarten Zeitraum nach Erhalt der neuen Software
diese neue Version zu Testzwecken neben der alten produktiv genutzten Ver-
sion einsetzen darf. Wird eine neue Softwareversion zu Testzwecken
eingesetzt, so beschrénken sich die Nutzungsbefugnisse des Auftraggebers
auf solche Handlungen, die der Feststellung des Zustands der neuen Soft-
wareversion und der Eignung fir den Betrieb des Auftraggebers dienen.

TA und die Lieferanten und Unterauftragnehmer von TA bleiben Inhaber samt-
licher geistiger Schutzrechte an der bereitgestellten Software. Samtliche
Ergebnisse sowie Weiter- und Neuentwicklungen, die wéahrend der Laufzeit
des Vertrags von TA oder deren Lieferanten und Unterauftragnehmern ent-
wickelt werden, und samtliche damit verbundenen oder darin verkorperten
oder daraus resultierenden geistigen Schutzrechte (zusammen die ,Entwick-
lungen®) stehen ausschlieBlich TA zu. Dies gilt auch, wenn solche Ent-
wicklungen auf Vorschlagen, Feedback, Anforderungen, Ideen, Beitragen,
Kommentaren, anonymisierten Benchmark-Kennzahlen oder sonstigem Input
des Auftraggebers beruhen. Nicht zu den Entwicklungen gehéren selbstver-
standlich personenbezogene Daten des Auftraggebers sowie geschitzte
Geschéftsgeheimnisse, die von TA vertraulich behandelt werden.

TA darf unter den in dieser Ziffer 5.9 geregelten Voraussetzungen anonymi-
sierte Analysen mit aggregierten Daten erstellen, fur die (teilweise)
Auftraggeberdaten und Informationen verwendet werden, die sich aus der Nut-
zung der Managed Service-Lésung durch den Auftraggeber ergeben
(,Analysen“). Die Daten werden fiir die Analysen anonymisiert und aggregiert,
sodass ein Ruckschluss auf einzelne Unternehmen oder natiirliche Personen
ausgeschlossen ist. Die Analysedaten werden verwendet fir Produktverbes-
serungen, die Entwicklung neuer Produkte und Services, Ressourcen- und
Supportverbesserungen, Verbesserungen der Produktperformance, die Uber-
prifung der Sicherheit und Datenintegritét, die Identifizierung von Branchen-
trends und -entwicklungen, die Erstellung von Indices und anonymes
Benchmarking.

Stellt der Auftraggeber fest, dass nicht ausreichend Lizenzen erworben wur-
den, ist er verpflichtet, TA hiertiber unverziglich zu informieren. Der Auftrag-
geber ist sodann verpflichtet, entweder dafiir zu sorgen, dass die Managed
Service-Losung fortan zu den vereinbarten Lizenzbedingungen genutzt wird,
oder die notwendige Anzahl an zusétzlichen Lizenzen gesondert zu erwerben.
TA ist berechtigt, die Nutzung der Managed Service-Losung in angemessenen
Zeitabstanden (maximal einmal jahrlich) durch Vermessungen zu tiberpriifen.
Die Vermessung kann entweder durch TA personlich oder durch einen von TA
beauftragten Dritten vorgenommen werden. TA wird die Vertraulichkeitsinter-
essen des Auftraggebers angemessen berticksichtigen.

Grundsatzlich erfolgt die Vermessung durch Selbstauskinfte des Auftragge-
bers. TA kann auch verlangen, dass der Auftraggeber fur die Selbstauskinfte
Vermessungstools von TA nutzen wird (soweit vorhanden). Soweit die Selbst-
auskunft verweigert wird oder keine aussagekraftigen Ergebnisse liefert oder
Anhaltspunkte fur eine Rechtsverletzung durch den Auftraggeber bestehen,
kann TA auch eine Vermessung vor Ort beim Auftraggeber durchfuhren. Die
Vermessung vor Ort hat zu betriebsublichen Geschéftszeiten des Auftragge-
bers zu erfolgen und muss spétestens eine Woche vorher gegentiber dem
Auftraggeber angekindigt werden. Der Auftraggeber hat TA in angemesse-
nem Umfang bei der Vermessung zu unterstitzen, insbesondere indem er im
erforderlichen Umfang einen Einblick in seine und/oder in die fir ihn betriebe-
nen IT-Systeme gewahrt.

Die angemessenen Kosten der Vermessung werden von TA getragen, wenn
der Auftraggeber ausreichend lizenziert ist. Bei nicht ausreichender Lizenzie-
rung trégt der Auftraggeber die angemessenen Kosten der Vermessung.
Ergibt die Vermessung, dass der Auftraggeber nicht ausreichend Lizenzen
erworben hat, so hat der Auftraggeber nachtraglich Lizenzen zum jeweils
aktuellen Listenpreis zu erwerben. Dabei kann TA auch fir die letzten
12 Monate vor Vermessung rickwirkend Lizenzgebihren verlangen, es sei
denn, der Auftraggeber weist nach, dass der Zustand der unzureichenden
Lizenzierung weniger als 12 Monate vor Vermessung begonnen hat.
Weitergehende gesetzliche Auskunfts- und Schadensersatzanspriiche von TA
bleiben unbertihrt. Werden weitergehende Schadensersatzanspriche geltend
gemacht, so ist die nach Satz 2 zu entrichtende zusétzliche Vergiitung hierauf
anzurechnen.

Der Auftraggeber hat sich Uber die wesentlichen Funktionsmerkmale der
Managed Service-Losung und ihre technischen Anforderungen (z. B. in Bezug
auf Hardwareanforderungen, das Betriebssystem, Datenbanken, Schnitt-
stellen) zu informieren. Der Auftraggeber tragt das Risiko, dass die Managed
Service-Losung seinen Anforderungen entspricht und fir seine wirt-
schaftlichen Zwecke einsetzbar ist. Dem Auftraggeber obliegt es, sich vor
Vertragsschluss Uber Zweifelsfragen durch Mitarbeiter von TA oder durch
fachkundige Dritte beraten zu lassen. Seine Anmerkungen hat der Auftragge-
ber so rechtzeitig einzubringen, dass sie — sofern moglich — in das Konzept
einflieRen, welches Grundlage fir die Managed Service-Losung ist.

Der Auftraggeber sorgt dafir, dass seine IT-Systeme (hardware- und/oder
softwareseitig) den technischen Anforderungen der Managed Service-Ldsung
genlgen, insbesondere auch um die Umsetzung der Managed Service-
Losung durch TA zu ermdglichen.

Der Auftraggeber wirkt bei der Vertragsdurchfuhrung im erforderlichen Um-
fang unentgeltlich mit, indem er beispielsweise ggf. fur die Implementierung
bzw. Installation Mitarbeiter, Arbeitsrdume, IT-Systeme, Daten und Telekom-
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munikationseinrichtungen zur Verfiigung stellt. Der Auftraggeber gewéhrt TA
und den Unterauftragnehmern von TA unmittelbar und mittels Datenfernuber-
tragung Zugang zu den IT-Systemen, auf denen die Software installiert ist bzw.
zu installieren ist.

Der Auftraggeber testet Software und Hardware griindlich auf Stérungsfreiheit,
bevor er mit ihrer produktiven Nutzung beginnt. Die Stdérungsmeldungen
mussen das Problem genau beschreiben und fur TA reproduzierbar sein.

Der Auftraggeber trifft angemessene Vorkehrungen fir den Fall, dass die
Managed Service-Losung nicht oder nicht ordnungsgemaR arbeitet (z.B.
durch Datensicherung, Stérungsdiagnose, regelmaRige Uberprifung der Er-
gebnisse). Dem Auftraggeber obliegt die regelmaRige und vollstandige
Sicherung seiner Daten auf3erhalb der Managed Service-Losung in einem ge-
sonderten Backupsystem, soweit nicht anders vereinbart. TA empfiehlt
ausdricklich, die Hardware in einem dafiir vorgesehenen Serverraum mit ent-
sprechenden Vorrichtungen fir Klimatisierung, Brand- und Wasserschutz
sowie Zutrittskontrolle zu verwenden. Der Betrieb von Server- und/oder Sto-
rage-Komponenten an mindestens einer USV ist obligatorisch. Bei mehreren
Servern wird ausdrucklich empfohlen, redundante Hardware auf unterschied-
liche Brandabschnitte zu verteilen. Die regelmaRige Erstellung von Daten-
sicherungen und Backups sowie deren Kontrolle obliegt dem Auftraggeber.
Sollten Datenverluste oder zusatzliche Aufwénde aufgrund fehlender und/oder
fehlerhafter Datensicherungen oder Backups entstehen, so gehen diese zu
Lasten des Auftraggebers.

Der Auftraggeber ist allein dafur verantwortlich, dass die Managed Service-
Losung und die Vertragsleistungen von TA den einschlagigen datenschutz-
rechtlichen Anforderungen geniigen. Die alleinige Verantwortlichkeit endet
dort, wo TA gegen ausdriicklich vereinbarte vertragliche Pflichten verstoit.
Weitergehende Mitwirkungs- und Rugepflichten des Auftraggebers ergeben
sich ggf. aus den tbrigen Vertragsdokumenten und Vereinbarungen.

Der Auftraggeber trégt etwaige Nachteile und Mehrkosten aus einer Verlet-
zung seiner Pflichten.

Wahrend der Vertragslaufzeit kann jede Partei Uber einen Change Request
eine Anderung der vereinbarten Leistungen anfordern. Soweit nicht ein beson-
deres Change-Request-Verfahren vereinbart wurde, ist die Anforderung tiber
die beabsichtigten Anderungen vollstandig und schriftlich der anderen Partei
zu Gbermitteln.

Wahrend der Verhandlungen iber den Change Request kommen beide Par-
teien vollumfanglich ihren vereinbarten Leistungsverpflichtungen nach.
Waiinscht der Auftraggeber bis zum Abschluss eine vortibergehende Einstel-
lung der Leistungserbringung, so verschieben sich vereinbarte Termine auf
einen angemessenen spéteren Zeitpunkt, den TA nach billigem Ermessen be-
stimmt. Soweit durch diese Verschiebung TA Schéden oder notwendige
Mehraufwendungen entstehen, kann TA den Ersatz bzw. deren Erstattung
vom Auftraggeber verlangen.

Soweit durch den Change Request fiir TA zusétzliche Aufwénde entstehen, sind
diese entsprechend dem TA Dienstleistungskatalog gesondert zu vergliten.

Soweit nicht ausdrticklich schriftlich abweichend vereinbart, ist auf die Erbrin-
gung von Vertragsleistungen Dienstvertragsrecht gema 8§ 611 ff. BGB
anwendbar. Wird eine Dienstleistung nicht vertragsgemaf erbracht und hat
TA dies zu vertreten, ist TA verpflichtet, die Dienstleistung ohne Mehrkosten
fur den Auftraggeber innerhalb angemessener Frist vertragsgemag zu erbrin-
gen. Voraussetzung hierfir ist eine Ruge des Auftraggebers, die unverziiglich
ab Kenntnis zu erfolgen hat.

Fur die Uberlassung von Software auf Zeit, die Vermietung von Sachen und
den Verkauf von Sachen sowie ausdrticklich vereinbarte Werkleistungen gel-
ten abweichend von Ziffer 9.1 folgende Gewahrleistungsbestimmungen:
9.2.1. Ein Sachmangel liegt nur vor, wenn der Leistungsgegenstand in we-
sentlichen Teilen von seiner Dokumentation oder vertraglich vereinbarten
Beschaffenheit abweicht.

9.2.2. Fur Sach- und Rechtsméngel leistet TA zunachst Gewahr durch Nach-
erfullung, und zwar nach Wahl von TA durch Nachbesserung oder durch
erneute Erbringung der geschuldeten Vertragsleistung. Der Auftraggeber wird
TA zur Nacherfullung eine angemessene Frist setzen. Schlagen zwei Versu-
che der Nacherfillung fehl, ist der Auftraggeber berechtigt, im Hinblick auf die
vom Mangel betroffene Vertragsleistung vom Vertrag zuriickzutreten oder die
Vergiitung zu mindern, es sei denn, es liegt ein unerheblicher Mangel vor.
9.2.3. Die Gewabhrleistung ist ausgeschlossen, soweit der Sach- und/oder
Rechtsmangel darauf beruht, dass eine Vertragsleistung ohne vorherige
schriftliche Zustimmung seitens TA verandert wurde. Die Méngelrechte des
Auftraggebers bleiben unberihrt, soweit der Auftraggeber zur Vornahme der
Anderung, insbesondere im Rahmen einer Selbstvornahme gemaR § 637
BGB, berechtigt ist und diese fachgerecht ausgefiihrt sowie nachvollziehbar
dokumentiert wurde.

9.2.4. Wenn ein Dritter Anspriiche behauptet, die der Ausiibung der vertrag-
lich eingeraumten Nutzungsrechte entgegenstehen, so hat der Auftraggeber
TA unverziglich schriftlich und umfassend zu unterrichten. Stellt der Auftrag-
geber die Nutzung der betreffenden Software aus Schadensminderungs- oder
sonstigen wichtigen Griinden ein, ist der Auftraggeber verpflichtet, den Dritten
darauf hinzuweisen, dass mit der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der
behaupteten Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist. Der Auftraggeber
wird die gerichtliche Auseinandersetzung mit dem Dritten nur im Einvernehmen
mit TA fuhren oder TA zur Fiihrung der Auseinandersetzung erméchtigen.
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9.2.5. TA Ubernimmt keinerlei Garantie fur die Beschaffenheit der Vertrags-
leistungen, soweit nicht ausdrticklich schriftlich abweichend vereinbart.

9.2.6. Der Beginn der Verjahrungsfrist bestimmt sich nach den gesetzlichen
Regelungen. Gewahrleistungsanspriiche des Auftraggebers verjahren inner-
halb eines Jahres. Dies gilt nicht, wenn der Mangel vorsatzlich oder grob
fahrlassig verursacht wurde, durch einen einfach fahrlassig verursachten Man-
gel eine Verletzung von Leben, Korper oder Gesundheit entstanden ist oder
eine Garantie fur die Beschaffenheit der Vertragsleistung lbernommen wurde.
Eine Haftung auf Schadensersatz und vergebliche Aufwendungen besteht nur
im Rahmen der weiteren Voraussetzungen nach Ziffer 10 (Haftung).

TA haftet unbeschrankt fir Vorsatz sowie fiir Anspriiche aus zwingendem
Produkthaftungsrecht oder wegen der Verletzung von Koérper, Leben oder Ge-
sundheit. Im Ubrigen ist die Haftung auf Schadensersatz oder Ersatz ver-
geblicher Aufwendungen gemaR der Ziffer 10 beschrankt.

Eine verschuldensunabh&ngige Haftung nach § 536a Abs. 1 BGB ist ausge-
schlossen.

TA haftet fir leicht fahrléssiges Verhalten nur, soweit dies eine nicht unerheb-
liche Verletzung einer vertragswesentlichen Pflicht bedeutet. Eine vertrags-
wesentliche Pflicht ist eine Verpflichtung, deren Erfullung die ord-
nungsgemafe Durchfithrung des Vertrags tiberhaupt erst ermdéglicht und auf
deren Einhaltung der Auftraggeber regelméaRig vertraut und vertrauen darf. In
jedem Fall haftet TA nur fir vertragstypisch vorhersehbare Schaden.

Die Haftung von TA aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag ist fiir
leicht fahrlassiges Verhalten, unabhéngig vom Rechtsgrund, der Héhe nach
auf einen Gesamtbetrag von EUR 50.000,00 beschrénkt. Im Falle grober Fahr-
lassigkeit verdoppelt sich diese Haftungsgrenze.

Gewinnausfallschdden werden nicht ersetzt. Bei Datenverlusten werden nur
die Kosten der Wiederherstellung ersetzt.

Der Auftraggeber wird TA von séamtlichen Ansprichen freistellen, die Dritte
gegenuber TA im Zusammenhang mit der Durchfiihrung des Vertrags geltend
machen, soweit diese Anspriiche und/oder die Haftungshohe tber die Haf-
tungsgrenzen nach der Ziffer 10 hinausgehen.

Soweit die Haftung nach der Ziffer 10 ausgeschlossen oder beschrankt ist, gilt
dieser Ausschluss bzw. diese Beschrankung auch fir die personliche Haftung
der Mitarbeiter, Erflillungsgehilfen und Organe von TA und der Unterauftrag-
nehmer von TA.

Bei einer Haftung wegen Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit, bei Personen-
schéaden oder nach dem Produkthaftungsgesetz gelten die gesetzlichen
Verjahrungsfristen. Ansonsten gilt fur alle Anspriiche auf Schadensersatz oder
Ersatz vergeblicher Aufwendungen des Auftraggebers bei vertraglicher und
auBervertraglicher Haftung eine Verjéhrungsfrist von einem Jahr. Die Verjah-
rungsfrist beginnt gemaf den gesetzlichen Bestimmungen. Sie beginnt jedoch
spatestens mit Ablauf von 5 Jahren ab Entstehung des Anspruchs.

Vertrauliche und daher geheimhaltungsbedirftige Informationen (,Vertrauli-
che Informationen*) sind:

11.1.1. unabhé&ngig von ihrer Form alle zwischen den Parteien im Rahmen
oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag ausgetauschten Informationen,
die entweder ausdriicklich schriftlich als ,vertraulich“ oder ahnlich gekenn-
zeichnet sind,

11.1.2. mundliche Informationen, die von der herausgebenden Partei aus-
dricklich als vertraulich bezeichnet werden, und

11.1.3. unabhéngig von den vorstehenden Regelungen auch alle Informatio-
nen, aus deren Natur und Inhalt es sich offensichtlich ergibt, dass sie
geheimhaltungsbedurftig sind.

Die Parteien werden die Bestimmungen des Vertrags und sonstige Vertrauli-
che Informationen vertraulich behandeln und nicht an Dritte weitergeben, es
sei denn, eine solche Weitergabe von Informationen ist aufgrund gesetzlicher
oder vertraglicher Bestimmungen erforderlich.

Die Parteien werden

11.3.1. alle Vertraulichen Informationen streng vertraulich behandeln, insbe-
sondere sie sorgfaltig schiitzen und geeignete MaBnahmen gegen den Zugriff
Unbefugter treffen,

11.3.2. alle Vertraulichen Informationen nur denjenigen Mitarbeitern sowie Be-
ratern und Dritten zugénglich machen, die den Zugang zu den Vertraulichen
Informationen und deren Auswertung im Rahmen der Durchfilhrung des Ver-
trags bendtigen, und diese auf die vertrauliche Behandlung der Vertraulichen
Informationen hinweisen,

11.3.3. alle Vertraulichen Informationen in keiner Form ohne schriftliche Ein-
willigung der anderen Partei Dritten (Dritte im Sinne dieser Geheim-
haltungsvereinbarung sind nicht von den Parteien beauftragte Rechtsanwélte
oder Wirtschaftsprifer oder sonstige Berufstrager, die gesetzlich zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet sind) zugénglich machen,

11.3.4. alle Vertraulichen Informationen ausschlieBlich zum vereinbarten
Zweck der Durchfiihrung des Vertrags verwenden.

Die Parteien sind nicht zu dieser Geheimhaltung von Vertraulichen Infor-
mationen verpflichtet, welche

11.4.1. zum Zeitpunkt der Offenlegung allgemein bekannt oder zur Verdffent-
lichung bestimmt sind,

11.4.2. vor Offenlegung durch die eine Partei bereits im Besitz der anderen
Partei waren und dieses nachgewiesen werden kann,

11.4.3. von einer der Parteien selbst entwickelt oder eigenstandig erworben
wurden, ohne diese Vereinbarung zu verletzen,

11.4.4. durch schriftliche Einwilligung der offenlegenden Partei genehmigt wurden,

12.1.

12.2.

13.2.

14.3.

14.4.

15.1.

15.2.

16.1.

16.2.
16.3.

11.4.5. den Parteien von einem Dritten ohne Geheimhaltungsverpflichtung
rechtmagig zuganglich gemacht wurden,

11.4.6. aufgrund eines Gesetzes oder behordlicher oder gerichtlicher Anord-
nung oder einer vergleichbaren Anforderung offenzulegen sind. Die Parteien
werden die jeweils andere Partei Uiber die Anforderung oder das Verlangen zur
Offenbarung unterrichten, sobald dies der jeweiligen Partei bekannt wird und
soweit eine solche Mitteilung nicht durch gesetzliche, behordliche, gerichtliche
oder vergleichbare Anordnung untersagt ist.

. Diese Geheimhaltungspflicht endet friihestens mit Ablauf des funften Jahres

nach Beendigung der Vertragsbeziehung.

. Beide Parteien verpflichten sich, auch alle von ihnen im Zusammenhang mit

dem Vertrag eingesetzten Mitarbeiter auf diese Geheimhaltungsvereinbarung
hinzuweisen und zu entsprechender Vertraulichkeit zu verpflichten.

Personenbezogene Daten werden von TA in Ubereinstimmung mit dem in
Deutschland geltenden Datenschutzrecht verarbeitet. Soweit TA eine Auf-
tragsverarbeitung gemafR Art. 28 DSGVO vornimmt, schlieBen die Parteien
eine Auftragsverarbeitungsvereinbarung ab. Es gilt die jeweils aktuelle Aufkla-
rung Datenschutz die von TA zum Datenschutz und zur Verwendung der
Kundendaten, welche unter triumph-adler.de/datenschutzaufklaerung einge-
sehen werden kann, sowie die zwischen den Parteien gesondert zu
schlieBende Vereinbarung zur Auftragsverarbeitung.

Der Auftraggeber sichert zu, dass fir samtliche an TA oder die Unterauftrag-
nehmer von TA im Rahmen des Vertrags Ubermittelten oder zuganglich
gemachten personenbezogenen Daten (inklusive solcher von Mitarbeitern,
Auftraggebern, Lieferanten und Dritten) eine Zustimmung oder gesetzliche Er-
laubnis zur Nutzung und sonstigen Bearbeitung im Rahmen des Vertrags
vorliegt.

. In allen Fallen der Beendigung einer Nutzungsberechtigung — beispielsweise

durch Ersetzung durch eine neue Softwareversion, Lizenzende, Ablauf der
vereinbarten Vertragsdauer oder Kiindigung — ist der Auftraggeber verpflich-
tet, die Nutzung der betreffenden Software unverzuglich einzustellen.
Innerhalb eines Monats nach Ende der Nutzungsberechtigung vernichtet der
Auftraggeber riickstandsfrei alle Kopien der betreffenden Software oder Giber-
gibt — auf Verlangen von TA — alle Kopien der betreffenden Software. Eine
Vernichtung bzw. Herausgabe kann unterbleiben, soweit gesetzliche Aufbe-
wahrungspflichten des Auftraggebers dem entgegenstehen. In diesem Fall
erfolgt die Vernichtung oder Herausgabe am Ende der gesetzlichen Aufbe-
wahrungsfrist.

. Der Auftraggeber ist verpflichtet, auf Verlangen von TA die Vollstéandigkeit der

Vernichtung bzw. Herausgabe oder — soweit einschlagig — die Notwendigkeit
der Aufbewahrung an Eides statt zu versichern.

. TA behélt sich das Eigentum an Kaufobjekten bis zur vollstandigen Zahlung

des Gesamtkaufpreises vor.

. Der Auftraggeber ist berechtigt, Kaufobjekte im ordentlichen Geschaftsgang

gemal den Regelungen dieser Vertragsbedingungen weiterzuverkaufen. Er
tritt TA bereits jetzt alle Forderungen in Hohe des Faktura-Endbetrags (ein-
schlieBBlich Umsatzsteuer) ab, die bei ihm aufgrund der WeiterverauRerung
gegeniber Dritten entstehen.

Zur Einziehung der gemanR Abschnitt 14.2 abgetretenen Forderungen bleibt
der Auftraggeber auch nach der Abtretung erméchtigt. Die Befugnis von TA,
diese Forderungen selbst einzuziehen, bleibt unberiihrt. TA verpflichtet sich,
die Forderungen nicht einzuziehen, soweit der Auftraggeber seinen Zahlungs-
verpflichtungen nachkommt, er nicht in Zahlungsverzug geréat und kein Antrag
auf Eréffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt wird. Im Falle eines solchen
Ereignisses kann TA verlangen, dass der Auftraggeber TA die abgetretenen
Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderli-
chen Angaben macht, die dazugehorigen Unterlagen aushéndigt und den
Schuldnern die Abtretung mitteilt.

Wird die Vorbehaltsware gepféandet oder werden die Rechte von TA in anderer
Weise durch Dritte beeintrachtigt, hat der Auftraggeber TA unverzuglich
schriftlich zu benachrichtigen.

Der Auftraggeber ist verpflichtet, TA die zur Erfillung ihrer gesetzlichen Sorg-
falts- und Informationspflichten (z. B. Identifizierungspflichten nach dem Geld-
waschegesetz) notwendigen Informationen und Unterlagen zur Verfiigung zu
stellen und sich wahrend der Vertragsdauer ergebende Anderungen (z.B.
Anderung der Rechtsform, Anderung bei einem Vertretungsorgan, Wechsel
der Gesellschafter) unverziglich schriftlich mitzuteilen.

VerstoRt der Auftraggeber gegen eine Verpflichtung aus der Ziffer 15.1, ist TA
berechtigt, vom Vertrag zuriickzutreten oder diesen nach vorheriger Abmah-
nung auBerordentlich fristlos zu kiindigen.

Soweit nicht anders vereinbart, verlangert sich nach Ablauf der Grundlaufzeit
der Vertrag automatisch um ein weiteres Jahr, sofern er nicht wirksam gekiin-
digt wird. Die Kiindigung eines Vertragsverhéltnisses ist mit einer Frist von drei
Monaten zum Ende des laufenden Abrechnungsjahres mdglich. Eine Kundi-
gung ist frihestens zum Ablauf der jeweiligen Grundlaufzeit mdglich.

Die Mdglichkeit einer Kiindigung aus wichtigem Grund bleibt unberuhrt.

Jede Kiindigung bedarf der Schriftform.
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Anderungen dieser Managed Service-AVB werden dem Auftraggeber spétes-
tens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens
in Textform angeboten. Die Zustimmung des Auftraggebers gilt als erteilt,
wenn er seine Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Anderungen angezeigt hat. Auf diese Genehmigungswirkung
wird ihn TA besonders hinweisen.

Durch Gesetz oder Vertrag vorgesehene Fristsetzungen des Auftraggebers
mussen — auBer in Eilfallen — mindestens zehn bundeseinheitliche Werktage
(ohne den Samstag) betragen. Soll der fruchtlose Ablauf einer gesetzten Frist
den Auftraggeber zur Lésung vom Vertrag (z. B. durch Rucktritt, Kiindigung
oder Schadensersatz statt der Leistung) oder zur Minderung der Vergitung
berechtigen, so muss der Auftraggeber diese Konsequenzen des fruchtlosen
Fristablaufs schriftlich zusammen mit der Fristsetzung androhen. Andernfalls
berechtigt die Fristsetzung den Auftraggeber nicht zur Lésung vom Vertrag.

19.1. Fur alle vertraglichen und auBervertraglichen Anspriche gilt ausschlieflich
deutsches Recht ohne das UN-Kaufrecht. Das Kollisionsrecht findet keine An-
wendung.

19.2. AusschlieBlicher Gerichtsstand fur alle Streitigkeiten aus und im Zusammen-
hang mit dem Vertrag ist Hamburg, sofern der Auftraggeber Kaufmann, eine
juristische Person des offentlichen Rechts oder ein offentlich-rechtliches
Sondervermdgen ist. TA kann den Auftraggeber wahlweise auch am Ge-
schéftssitz des Auftraggebers verklagen.

Ohne die Zustimmung von TA kann der Auftraggeber weder den Vertrag noch
einzelne vertragliche Rechte oder Pflichten an Dritte abtreten oder Ubertragen.
Das Recht des Auftraggebers aus § 354a HGB bleibt jedoch unberiihrt. TA
kann den Vertrag an ein mit TA nach §§ 15 ff. AktG verbundenes Unternehmen
Ubertragen.

21.1. Vertragsanderungen und -erganzungen sowie alle vertragsrelevanten Willens-
erklarungen und Erklarungen zur Ausiibung von Gestaltungsrechten,
insbesondere Kindigungen, Mahnungen oder Fristsetzungen, bedirfen der
Schriftform oder einer elektronischen Form, die mindestens die Anforderungen
einer fortgeschrittenen elektronischen Signatur (elDAS) erfillt, soweit nicht
eine andere Form im Vertrag ausdriicklich vorgesehen ist. Dies gilt auch fir
den Verzicht auf das Schriftformerfordernis.

21.2. Das Schriftformerfordernis kann auch durch Briefwechsel oder (abgesehen
von Kindigungen) durch elektronisch Ubermittelte Unterschriften (Telefax,
Ubermittlung eingescannter Unterschriften via E-Mail) eingehalten werden.
§ 127 Abs. 2 und 3 BGB finden jedoch im Ubrigen keine Anwendung.
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	7. Mitwirkungs- und Rügepflichten
	7.1. Der Auftraggeber hat sich über die wesentlichen Funktionsmerkmale der Managed Service-Lösung und ihre technischen Anforderungen (z. B. in Bezug auf Hardwareanforderungen, das Betriebssystem, Datenbanken, Schnitt- stellen) zu informieren. Der Auft...
	7.2. Der Auftraggeber sorgt dafür, dass seine IT-Systeme (hardware- und/oder softwareseitig) den technischen Anforderungen der Managed Service-Lösung genügen, insbesondere auch um die Umsetzung der Managed Service-Lösung durch TA zu ermöglichen.
	7.3. Der Auftraggeber wirkt bei der Vertragsdurchführung im erforderlichen Umfang unentgeltlich mit, indem er beispielsweise ggf. für die Implementierung bzw. Installation Mitarbeiter, Arbeitsräume, IT-Systeme, Daten und Telekommunikationseinrichtun...
	7.4. Der Auftraggeber testet Software und Hardware gründlich auf Störungsfreiheit, bevor er mit ihrer produktiven Nutzung beginnt. Die Störungsmeldungen müssen das Problem genau beschreiben und für TA reproduzierbar sein.
	7.5. Der Auftraggeber trifft angemessene Vorkehrungen für den Fall, dass die Managed Service-Lösung nicht oder nicht ordnungsgemäß arbeitet (z. B. durch Datensicherung, Störungsdiagnose, regelmäßige Überprüfung der Ergebnisse). Dem Auftraggeber oblie...
	7.6. Sollten Datenverluste oder zusätzliche Aufwände aufgrund fehlender und/oder fehlerhafter Datensicherungen oder Backups entstehen, so gehen diese zu Lasten des Auftraggebers.
	7.7. Der Auftraggeber ist allein dafür verantwortlich, dass die Managed Service-Lösung und die Vertragsleistungen von TA den einschlägigen datenschutzrechtlichen Anforderungen genügen. Die alleinige Verantwortlichkeit endet dort, wo TA gegen ausdrück...
	7.8. Weitergehende Mitwirkungs- und Rügepflichten des Auftraggebers ergeben sich ggf. aus den übrigen Vertragsdokumenten und Vereinbarungen.
	7.9. Der Auftraggeber trägt etwaige Nachteile und Mehrkosten aus einer Verletzung seiner Pflichten.

	8. Change Request
	8.1. Während der Vertragslaufzeit kann jede Partei über einen Change Request eine Änderung der vereinbarten Leistungen anfordern. Soweit nicht ein besonderes Change-Request-Verfahren vereinbart wurde, ist die Anforderung über die beabsichtigten Änder...
	8.2. Während der Verhandlungen über den Change Request kommen beide Parteien vollumfänglich ihren vereinbarten Leistungsverpflichtungen nach. Wünscht der Auftraggeber bis zum Abschluss eine vorübergehende Einstellung der Leistungserbringung, so vers...
	8.3. Soweit durch den Change Request für TA zusätzliche Aufwände entstehen, sind diese entsprechend dem TA Dienstleistungskatalog gesondert zu vergüten.

	9. Leistungsstörungen
	9.1. Soweit nicht ausdrücklich schriftlich abweichend vereinbart, ist auf die Erbringung von Vertragsleistungen Dienstvertragsrecht gemäß §§ 611 ff. BGB anwendbar. Wird eine Dienstleistung nicht vertragsgemäß erbracht und hat TA dies zu vertreten, is...
	9.2. Für die Überlassung von Software auf Zeit, die Vermietung von Sachen und den Verkauf von Sachen sowie ausdrücklich vereinbarte Werkleistungen gelten abweichend von Ziffer 9.1 folgende Gewährleistungsbestimmungen:
	9.2.1. Ein Sachmangel liegt nur vor, wenn der Leistungsgegenstand in wesentlichen Teilen von seiner Dokumentation oder vertraglich vereinbarten Beschaffenheit abweicht.
	9.2.2. Für Sach- und Rechtsmängel leistet TA zunächst Gewähr durch Nacherfüllung, und zwar nach Wahl von TA durch Nachbesserung oder durch erneute Erbringung der geschuldeten Vertragsleistung. Der Auftraggeber wird TA zur Nacherfüllung eine angemesse...
	9.2.3. Die Gewährleistung ist ausgeschlossen, soweit der Sach- und/oder Rechtsmangel darauf beruht, dass eine Vertragsleistung ohne vorherige schriftliche Zustimmung seitens TA verändert wurde. Die Mängelrechte des Auftraggebers bleiben unberührt, sow...
	9.2.4. Wenn ein Dritter Ansprüche behauptet, die der Ausübung der vertraglich eingeräumten Nutzungsrechte entgegenstehen, so hat der Auftraggeber TA unverzüglich schriftlich und umfassend zu unterrichten. Stellt der Auftraggeber die Nutzung der betr...
	9.2.5.  TA übernimmt keinerlei Garantie für die Beschaffenheit der Vertragsleistungen, soweit nicht ausdrücklich schriftlich abweichend vereinbart.
	9.2.6. Der Beginn der Verjährungsfrist bestimmt sich nach den gesetzlichen Regelungen. Gewährleistungsansprüche des Auftraggebers verjähren innerhalb eines Jahres. Dies gilt nicht, wenn der Mangel vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht wurde, du...

	9.3. Eine Haftung auf Schadensersatz und vergebliche Aufwendungen besteht nur im Rahmen der weiteren Voraussetzungen nach Ziffer 10 (Haftung).

	10. Haftung auf Schadensersatz und für vergebliche Aufwendungen
	10.1. TA haftet unbeschränkt für Vorsatz sowie für Ansprüche aus zwingendem Produkthaftungsrecht oder wegen der Verletzung von Körper, Leben oder Gesundheit. Im Übrigen ist die Haftung auf Schadensersatz oder Ersatz ver- geblicher Aufwendungen gemäß ...
	10.2. Eine verschuldensunabhängige Haftung nach § 536a Abs. 1 BGB ist ausgeschlossen.
	10.3. TA haftet für leicht fahrlässiges Verhalten nur, soweit dies eine nicht unerhebliche Verletzung einer vertragswesentlichen Pflicht bedeutet. Eine vertrags- wesentliche Pflicht ist eine Verpflichtung, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchfüh...
	10.4. Die Haftung von TA aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag ist für leicht fahrlässiges Verhalten, unabhängig vom Rechtsgrund, der Höhe nach auf einen Gesamtbetrag von EUR 50.000,00 beschränkt. Im Falle grober Fahrlässigkeit verdoppelt sich ...
	10.5. Gewinnausfallschäden werden nicht ersetzt. Bei Datenverlusten werden nur die Kosten der Wiederherstellung ersetzt.
	10.6. Der Auftraggeber wird TA von sämtlichen Ansprüchen freistellen, die Dritte gegenüber TA im Zusammenhang mit der Durchführung des Vertrags geltend machen, soweit diese Ansprüche und/oder die Haftungshöhe über die Haftungsgrenzen nach der Ziffer ...
	10.7. Soweit die Haftung nach der Ziffer 10 ausgeschlossen oder beschränkt ist, gilt dieser Ausschluss bzw. diese Beschränkung auch für die persönliche Haftung der Mitarbeiter, Erfüllungsgehilfen und Organe von TA und der Unterauftragnehmer von TA.
	10.8. Bei einer Haftung wegen Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit, bei Personenschäden oder nach dem Produkthaftungsgesetz gelten die gesetzlichen Verjährungsfristen. Ansonsten gilt für alle Ansprüche auf Schadensersatz oder Ersatz vergeblicher Aufwen...

	11. Vertraulichkeit
	11.1. Vertrauliche und daher geheimhaltungsbedürftige Informationen („Vertrauliche Informationen“) sind:
	11.1.1. unabhängig von ihrer Form alle zwischen den Parteien im Rahmen oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag ausgetauschten Informationen, die entweder ausdrücklich schriftlich als „vertraulich“ oder ähnlich gekennzeichnet sind,
	11.1.2. mündliche Informationen, die von der herausgebenden Partei ausdrücklich als vertraulich bezeichnet werden, und
	11.1.3. unabhängig von den vorstehenden Regelungen auch alle Informationen, aus deren Natur und Inhalt es sich offensichtlich ergibt, dass sie geheimhaltungsbedürftig sind.

	11.2. Die Parteien werden die Bestimmungen des Vertrags und sonstige Vertrauliche Informationen vertraulich behandeln und nicht an Dritte weitergeben, es sei denn, eine solche Weitergabe von Informationen ist aufgrund gesetzlicher oder vertraglicher ...
	11.3. Die Parteien werden
	11.3.1. alle Vertraulichen Informationen streng vertraulich behandeln, insbesondere sie sorgfältig schützen und geeignete Maßnahmen gegen den Zugriff Unbefugter treffen,
	11.3.2. alle Vertraulichen Informationen nur denjenigen Mitarbeitern sowie Beratern und Dritten zugänglich machen, die den Zugang zu den Vertraulichen Informationen und deren Auswertung im Rahmen der Durchführung des Vertrags benötigen, und diese au...
	11.3.3. alle Vertraulichen Informationen in keiner Form ohne schriftliche Einwilligung der anderen Partei Dritten (Dritte im Sinne dieser Geheim- haltungsvereinbarung sind nicht von den Parteien beauftragte Rechtsanwälte oder Wirtschaftsprüfer oder ...
	11.3.4. alle Vertraulichen Informationen ausschließlich zum vereinbarten Zweck der Durchführung des Vertrags verwenden.

	11.4. Die Parteien sind nicht zu dieser Geheimhaltung von Vertraulichen Informationen verpflichtet, welche
	11.4.1.  zum Zeitpunkt der Offenlegung allgemein bekannt oder zur Veröffentlichung bestimmt sind,
	11.4.2. vor Offenlegung durch die eine Partei bereits im Besitz der anderen Partei waren und dieses nachgewiesen werden kann,
	11.4.3. von einer der Parteien selbst entwickelt oder eigenständig erworben wurden, ohne diese Vereinbarung zu verletzen,
	11.4.4. durch schriftliche Einwilligung der offenlegenden Partei genehmigt wurden,
	11.4.5.  den Parteien von einem Dritten ohne Geheimhaltungsverpflichtung rechtmäßig zugänglich gemacht wurden,
	11.4.6. aufgrund eines Gesetzes oder behördlicher oder gerichtlicher Anordnung oder einer vergleichbaren Anforderung offenzulegen sind. Die Parteien werden die jeweils andere Partei über die Anforderung oder das Verlangen zur Offenbarung unterrichten...

	11.5. Diese Geheimhaltungspflicht endet frühestens mit Ablauf des fünften Jahres nach Beendigung der Vertragsbeziehung.
	11.6. Beide Parteien verpflichten sich, auch alle von ihnen im Zusammenhang mit dem Vertrag eingesetzten Mitarbeiter auf diese Geheimhaltungsvereinbarung hinzuweisen und zu entsprechender Vertraulichkeit zu verpflichten.

	12. Datenschutz
	12.1. Personenbezogene Daten werden von TA in Übereinstimmung mit dem in Deutschland geltenden Datenschutzrecht verarbeitet. Soweit TA eine Auftragsverarbeitung gemäß Art. 28 DSGVO vornimmt, schließen die Parteien eine Auftragsverarbeitungsvereinbaru...
	12.2. Der Auftraggeber sichert zu, dass für sämtliche an TA oder die Unterauftragnehmer von TA im Rahmen des Vertrags übermittelten oder zugänglich gemachten personenbezogenen Daten (inklusive solcher von Mitarbeitern, Auftraggebern, Lieferanten und ...

	13. Ende der Nutzungsberechtigung an Software
	13.1. In allen Fällen der Beendigung einer Nutzungsberechtigung – beispielsweise durch Ersetzung durch eine neue Softwareversion, Lizenzende, Ablauf der vereinbarten Vertragsdauer oder Kündigung – ist der Auftraggeber verpflichtet, die Nutzung der be...
	13.2. Innerhalb eines Monats nach Ende der Nutzungsberechtigung vernichtet der Auftraggeber rückstandsfrei alle Kopien der betreffenden Software oder übergibt – auf Verlangen von TA – alle Kopien der betreffenden Software. Eine Vernichtung bzw. Herau...
	13.3. Der Auftraggeber ist verpflichtet, auf Verlangen von TA die Vollständigkeit der Vernichtung bzw. Herausgabe oder – soweit einschlägig – die Notwendigkeit der Aufbewahrung an Eides statt zu versichern.

	14. Eigentumsvorbehalt
	14.1. TA behält sich das Eigentum an Kaufobjekten bis zur vollständigen Zahlung des Gesamtkaufpreises vor.
	14.2. Der Auftraggeber ist berechtigt, Kaufobjekte im ordentlichen Geschäftsgang gemäß den Regelungen dieser Vertragsbedingungen weiterzuverkaufen. Er tritt TA bereits jetzt alle Forderungen in Höhe des Faktura-Endbetrags (einschließlich Umsatzsteuer...
	14.3. Zur Einziehung der gemäß Abschnitt 14.2 abgetretenen Forderungen bleibt der Auftraggeber auch nach der Abtretung ermächtigt. Die Befugnis von TA, diese Forderungen selbst einzuziehen, bleibt unberührt. TA verpflichtet sich, die Forderungen nicht...
	14.4. Wird die Vorbehaltsware gepfändet oder werden die Rechte von TA in anderer Weise durch Dritte beeinträchtigt, hat der Auftraggeber TA unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen.

	15. Geldwäsche
	15.1. Der Auftraggeber ist verpflichtet, TA die zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Sorg- falts- und Informationspflichten (z. B. Identifizierungspflichten nach dem Geld- wäschegesetz) notwendigen Informationen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen un...
	15.2. Verstößt der Auftraggeber gegen eine Verpflichtung aus der Ziffer 15.1, ist TA berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten oder diesen nach vorheriger Abmahnung außerordentlich fristlos zu kündigen.

	16. Vertragsdauer, Vertragsbeendigung
	16.1. Soweit nicht anders vereinbart, verlängert sich nach Ablauf der Grundlaufzeit der Vertrag automatisch um ein weiteres Jahr, sofern er nicht wirksam gekündigt wird. Die Kündigung eines Vertragsverhältnisses ist mit einer Frist von drei Monaten z...
	16.2. Die Möglichkeit einer Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt.
	16.3. Jede Kündigung bedarf der Schriftform.

	17. Änderungen der Managed Service-AVB
	18. Fristsetzungen
	19. Rechtswahl, Gerichtsstand
	19.1. Für alle vertraglichen und außervertraglichen Ansprüche gilt ausschließlich deutsches Recht ohne das UN-Kaufrecht. Das Kollisionsrecht findet keine Anwendung.
	19.2. Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus und im Zusammenhang mit dem Vertrag ist Hamburg, sofern der Auftraggeber Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist. T...

	20. Abtretung
	21. Schriftform
	21.1. Vertragsänderungen und -ergänzungen sowie alle vertragsrelevanten Willenserklärungen und Erklärungen zur Ausübung von Gestaltungsrechten, insbesondere Kündigungen, Mahnungen oder Fristsetzungen, bedürfen der Schriftform oder einer elektronische...
	21.2. Das Schriftformerfordernis kann auch durch Briefwechsel oder (abgesehen von Kündigungen) durch elektronisch übermittelte Unterschriften (Telefax, Übermittlung eingescannter Unterschriften via E-Mail) eingehalten werden. § 127 Abs. 2 und 3 BGB fi...


